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Dr. Mart ina Bunge

(A) beitsuchende - also Arheitslo,sengeld-ll-Empfc)nger -

eine Rolle spielt, en+leist sich der L/nterschied als erheb-
lich

D ie ll/e hrd i e ns I b e s c h cidi gt e n re nt e d e s Bund e slrr., e h r a n -

gehörigen gilt bis zur Höhe der Grundrente nach Bun-
desversorgungsgesetz als privilegiertes Einkommen.
Dieser kil wircl demzufolge nicht aq/'das .4LG II ange-
rechnet und kommt dem Betro.ffenen voll zugute. Anders
ist es hei dem lttlA-Angehorigen. Dessen l"erletzlenrente
wird vollstcindig auf'da.s .4|,G II angerechnet

Das ist eine Llngleichhehandlung. Ztr diesem Schlu.s.;
kam offensichtlich auch, wie sc'hon eingangs zitiert, der
Petitionsausschuss. Dessen Auftbssung, dass diese Rege-
lung nicht sachgerecht und ver/assungsrechtlich bedenk-
lich isl, haben v,ir uns alle, hat sich der Bundestag in sei-
ner Berqtung vot?? 5. .luli 2007 zu eigen gentacht.

Das Parlament .folgte dem Lbrschlag der Beschluss-
empfehlung und übenuie,s die Pelition an die Bundes-
regierung, das Bundesministerium .fiir .4rheil uncl Sozia-
les, als Material und gab sie den Fraktionen zLtr
Kenntnis. Das liegt jetzt genau :wei Jahre zurück. Atts
dem Bundesministerium war in dieser Sache nichts zu
hören, und auch die KoalitionsJraktionen, deren Aqfgabe
es wcire, eine .4nderung herbeizufiihren, blieben latenlos.
Unlcingst venuies da.s Bundesver.fassungsgericht in sei-
ner Entscheidung vom 17. Mcirz 2009 auf den vorhande-
nen Gestalttrngsspielrarrm in dieser Sqche. .'truch das
blieh ohne Echo.

Deshalb hat sich meine l;raktion enlschlossen, den
(B) vorliegenden Antrag ein:ureichen. Ich fordere ,Sie auf,

ihn zu folgen. Springen auch Sie, werte Kolleginnen und
Kollegen von den Koalition.sfraktionen, über Ihren
Schatlen. so. wie es FDP ttnd Grijne im Ausschu,s.s schon
getan haben. Damit könnte ein besonders krasses Bei-
spiel von Ungleichheil nuischen Ost und lüesl beseitigt
werden. Es kann nicht sein, dass eine Dienstheschcidi-
gltng im Osten weniger wert isl als eine Dienstbeschddi-
gung im Weslen.

Markus Kurth (BliVDlvlS 90 DIE GRti^'tr.Vi

Für mich und meine Fraktion giht es in der Sozial-
politik und dariiber hinau.s einen ganz klaren Gnrndsatz.
Gleiches muss gleich behandelt werden, Lingleiches
nicht. Wir müssen also untersuchen, oh hier eine Lin-
gleichbehandlung von .f iiheren,4 ngehör'igen der lYatio-
nalen Lblksarmee, lltL'.4, und der Bundeswehr vorliegt,
die nicht gerechtfertigt ist.

Die Linke fordert die Gleichstellung hei der Llinkom-
mensprüfung im SGB II von Personen, die in der l\L',4
Arbeitsunfcille erlitten hahen, ntil solchen, denen .selbiges
in der Btrnde.sv,ehr ngeslofJen isl. Dazzr tltuss man erklci-
ren, da,ss Unfälle von Ll'ehrp.flichtigen in der DDR al.s Ar-
beitsunftille entschddigt wnrden, bei der Bunden+'ehr da-
gegen nach dem Soldatent,ersorgungsrecht. .4LG-11-
Emp/änger mtissen sich eine Unfallrente voll anrechnen
lassen, da sie der Sicherung des Lebensunterhalts dient
trnd damit demselben Zweckwie das ALG II. [,ei,stungen
nach dem Soldatenversorgungsgesetz zahlen dagegen
zum Entschcidigungsrec'ht und gelten als nueckbestimmte

E,innahmen, da sie erlittene Schciden kompensieren sol- (C)
len. Sie werden nur oberhalb einer gewissen Höhe -ver-

gleichbare Gntndrente nach dem Bunde.sversorgungsge-
,selz angerechnet.

Es liegt ganz klar auf der Hand, dass es sich dem
Sinne nach atrch bei Zahltrngen an die ehemaligen NVA-
.lngehArigen um Entschadigungen handelt, genattso wie
es bei der Bundeswehr der Fall ist. Auch der Petitions-
ausschtrss des Bundeslages hat gerügt, das,s sich dadurch
ein N'achteil /iir die ,\'l.l- ll 'ehrpfl ichtigen crgiht.

Ein Kläger au,r ,lena y,'ttrde v;ahrend seines lüehr-
dien,sle,s hei der N'L'A dnrch slcindigen Llsy-Lcirm .schwer-
horig Das Bundessozialgericht, BSG, wies seine Klage
ab. hiicht jede sich aus der deutschen W'iedervereinigung
ergebende Llngleichheit sei so ,schwerwiegend, dass sie
als L"ersto/3 gegen da.s Gleichheitsgebot des Gnmdgeset-
zes zu werlen sei, erklcirte das BSG zur Begründung Das
mag nlan juri,stisch so ,sehen können, politisch i,st diese
trtr/e r I u ng a h e r tt nzut ref.fe n d.

Lassen Sie uns also hier ganz deutlich sagen: Gleiche
Sachverhalte ntiissen gleich behandelt v,erden. Die Ver-
letztenrente der ehemaligen l\ilV-Angehörigen darf ge-
neuso wie die Leistungen an Bundeswehrangehörige
nach dem Soldatenversorgltngsrecht nicht auf die Grund-
sicherung nach dem ,4LG lt angerechnet vterden. Des-
halb ist es geboten, dem Anlrag zuzustintmen.

Vizepräs ident  Dr .  Hermann Ot to  Solms:

Wir  kommen zur  Abst immung.  Der  Ausschuss f i i r
Arbe i t  und Soz ia les enrpf ieh l t  in  se iner  Beschlussemp- (D)

fehlung auf Drucksache 16113622, den Antrag der Frak-
t ion Die  L i r rke auf  Drucksache l6 l l3 l82 abzulehnen.
Wer s t i rnmt  für  d iese Beschlussempfehlung? -  Gegen-
st imrnen? -  Entha l tungen? -  D ie  Beschlussempfehlung
ist rnehrheit l ich an senon' lmen.

Ich rr"rfe den Tagesordnungspunkt 49 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
r ichts des Rechtsausschusses (6.  Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Ekin Deligö2,
Irmingard Schewe-Gerigk, Priska Hinz (Her-
born), weiterer Abgeordneter und der Fraktion
B Ü N D N I S  9 O / D I E  G R Ü N E N

Sorgerechtsregelung für Nichtverheiratete re-
formieren

- Drucksachen I  619361. 16113446 -

B ericlrterstattu ng:
Abgeordnete LJte Cranold
Chr is t ine  Lambrecht
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
Wol fgang NeSkoviö
Jerzy Montag

Ute Granold (CDU/CSU).

lfir stimmen heule über einen Antrag der Grünen ab,
der die Sorgerechtsregelung ilichtverheirateter znm Ge-
genstand hat.
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( A )

L l te  Grano ld

Ich habe bereits in der Bertttung vor einem .Jahr das
ll/esentliche aus Sicht der Llnion gesagl. Daher möc'hle
ich mich an dieser Stelle nicht wiederholen und be-
schrcinke mich attf die aus unserer Sicht entscheidenden
Punkte:

lt'lach dem lilillen der Antragssteller soll die gemein-
same Sorge bei nicht miteinander verheirateten E,ltern
kanftig nicht nur durch iibereinslimmende Sorgeerklci-
nmgen der Eltern, sondern auch durch gerichtliche Ent-
scheidung begründet werden können. Ein entsprechender
Anspruch des Vaters soll dann gegeben sein, wenn die
gemein,same Sorge dent llohl des Kindes am besten enl-
spricht. Die (lnion steht diesem Anliegen grundscitzlich
o.ffen gegenüber. Das möchte ich an dieser Stelle beto-
nen. l4/ogegen wir uns allerdings aussprechen, sind ge-
setzgeberische Schnellschti.sse bei einer doch sehr sen-
sihlen Materie.

Der Gesetzgeher hatte hei der Kindschoft,srechl.rre-

ftrm im Jahr I99B bewusst die gemeinsame elterliche
Sorge von der Zustimmung cler tl,htller ahhcingig ge-
macht, da er die Lehenssituationen, in die nichteheliche
Kinder hineingeboren werclen, als weniger stabil einge-
schcitzt hat al,s bei einer Ehe. Danach könne ntan nichl
von vornherein davon ausgehen, dass clie Eltern hereit
und in der Lage seien, zum W'ohl des Kindes zu koope-
rieren. Dies gehe erst recht .fiir Lebenssituationen, in
denen Lhter und Mutter nicht einmal zusammen leben.
Die gemeinsame Sorge wird daher in diesen fiallen da-
von abhdngig gemachl, dass die Eltern ihre Kooperations-
bereitschaft durch die Abgabe einer gemeinsamen Sorge-
e r kl cirung dokum e nt i e re n.

Das Bundesverfassungsgericht hat diese lferlung de.s
Gesetzgebers im Kern,flir vet"'fassungskonform erklcirt,
ihm jedoch zeitgleich eine Beobachtungsp.flicht at(br-
legt; Bestehen die Lebenssituationen talscichlich so, wie
der Gesetzgeber angenommen hat, oder muss das Gesetz
nachgebessert werden? Wie sieht es also heute - gut zehn
Jahre spater - aus? T'e/fen die Annahmen von damals
noch zu, oder hahen sich nicht vielmehr die gesellschqft-
lichen Bedingungen und damit das Selhstverstdndnis der
l:citer weiterenhvickelt'? Ist e,; vielleicht ,\ogar so, das.; cs
eher die Mütter sind, die eine dauerhafte Kooperation
mit dem Lhter nicht wünschen? L,tnd v)enn .ia, vuelche
Konsequenzen sind hieraus im Interesse des Kindes zu
ziehen?

Dies sind in der Tat schv,ierige Fragen, auf die wir bis
zum heutigen Tag noch keine wirklich belastharen Ant-
worlen haben. I|/ir wissen derzeit noch immer zu wenig
äber die Lebenssituation der betroffenen L'citer, Miitter
und Kinder. Auch eine (lm.fi'age des Bttndesjttstizmini,ste-
riums bei Rechtsanwrilten und Jugendcinrtern im Herbst
2006 hat keine verlcisslichen Informationen gebracht
Statistisch belegt ist lediglich, dass etwa 45 Prozenl aller
nicht miteinander verheirateten Paare gemeinsame Sor-
geerkldrungen abgegeben haben. Die Gründe, warum
5 5 Prozent die.s nicht getan hahen, wqren vielfallig. Hier-
bei isl allerdings nr heochten, dass es sich bei diesen Be-

.fragungen nicht um eine Unlet'suchung handelte, die wis-
se nsc hafi I ic he n,4 nforde nr nge n ge nii gte.

ll'ir .schuldcn e,s den Kintlern im (,'brigen auch den
I.'titern , class wir diese li'agen ztigig klciren und in der
I"olge dann gegehenenfalls gesetzgeberisch handeln.
Die Linion hat vor diesem Hintergrund daratf ge-
drc)ngt, ergcinzend zu den bisherigen Erhebungen eine
v' isse nschaftlic he (J ntersuc hung durc hzrtfihren, um die
erforderliche Datenhasis schnell zu schaf.fen. Das Bun-
desjustizministerium hat inzwischen einen Forschungs-
auftrag vergehen. Die Ergebnis.re u,erden Ende 2010 er-
wartel.

Unabhangig vom Ausgang dieser Untersuchung
zeichnet sich bereits jetzt ab, dass sich die gesellschaftli-
che Realitcit in den lelzten zehn Jahren stark vercindert
hat. l4/ir können beobachten, dass sich mit der Herausbil-
dung netrer Formen des .familiciren Zu,santmenlebens
gleichzeilig auch die Rolle der L'riter ganz erheblich ver-
cinderl hat. E,nlgegen einem lange verhreiteten Vorurteil
wollen immer mehr nichteheliche I'titer ebensowie A,lüt-
ler l,brantworlung.fiir ihre Kinder iibernehmen und,sich
an der [:rziehung ihres Kindes engagiert beteiligen. Auch
diese I'ater hahen ein natiirliches Elternrechl, das ihnen
nur hei schtverwiegenden Einwcinden nnd aus Gründen
des Kindestvohls ven+'eigert werden darf. Diesem Um-
.s'land nni.s.s'cn u,ir Rechntmg lragen.

Ohwohl wir ctus hesagten Gründen einen gesetzgebe-
ri,schen Sc hnel l,schu,\s :um gegentvcirtigen Zeitpunkt ab-
lehnen, spricht aus unserer Sicht einiges dafi.ia dass das
gemeinsame Sorgerecht ktinftig nicht nur durch iiberein-
stimmende Sorgeerklc)rungen der Eltern, sondern auch
dtrrc h ge r ic ht I ic he E nt s c he i dun g b e gr ünde t w e rde n knnn.
Ein entsprechender .4nspruch des Vaters sollte dann ge-
geben sein, wenn die gemeinsame Sorge im jeweiligen
Einzelfall im lnteresse des Kindes liegt, sie also am bes-
ten dem Kinde,cwohl entspricht. E,in,4 nhaltspunkt hierftir
könnte elwa sein, v)enn der Vater iiber einen lcingeren
Zeilraum ge:eigt hal, da.y.s' er in der Lage und v,illens ist,

.fiir das Kind zu sorgen. Die,se Lösung wcire moderat und
würde sov'ohl die Interessen beider Eltern, aber vor al-
lem ehen auch das Intere.sse de.s Kindes berücksichtisen.

Die L'nion v'ircl claher in der nelten Legislaturperiode
diese Frcrge rfJen ungehen. Im t\4ittelpunkt steht dabeifiir
uns immet' das Kindesu'ohl. trtr'it 'sint{ es aher den L'atern
.schrldig, da,ss wir ehvaige (je,setze.sanderungen zeitnah
prü.fen und dabei attch ihre berechtigten Interessen be-
rticksichtigen.

Christine Lambrecht (SP D) :

l(ir beraten heute die Beschlussempfehlttng und den
Bericht des Rechtsausschusses zum Antrag von Bünd-
nis 90,!Die Grünen,,Sorgerechtsregelung .für llichtver-
heiratete reformieren". Darinfordert die Fraktion Bünd-
nis 90'Die Gninen die Bttndesregierung dazu auf, einen
Gesetzenhuurf zur A'nderung des $ 1626 a BGB, der das
Sorgerec ht nichtverheirateter Eltern betrffi, vorzulegen.

Seit der Kindschaftsrechtsreform im Jahr 1998 sieht
das Gesel: vor, das.r nic'htverheiratete Ellern das gemein-
seme Sorgerecht dann erhalten können, \venn die Eltern
entweder heidc erklaren, dass sie die Sorge gemeinsam
übet'nehnten v'ollen. ctder einander heiraten. An,yonsten

(c)

(B) (D)

ZLr Protokol l  gesebene Reden
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( A )

Christ ine Lambrecht

bleibt es bei der Regelung, dass die Mlutter da,s Sorge-
recht beh()lt.

Das Sorgerecht betrffi die wesentlichen Entscheidun-
gen im Leben des Kinde,s, das Aufenthaltsbestimmungs-
recht, die Vornamensgebung, Festlegung der Religion,
Einwilligung in die cirztliche Behandlung, Anmeldung
zur Kindertagesstdtte, Schule unv. lVur in den seltenen
Fallen, wenn der Mutter das Sorp;et'echl entzogen wtrrde
oder sie aus praktischen oder rechtlichen Griinden selbst
nicht in der Lage, ist die Sorge auszuühen, kann der L'ater
sein eigenes Sorgerecht enuirken. l\unmehr .fordert die
Fraktion Btindnis 90rDie Grünen eine Öffnung der bi.she-
rigen Regelung dahin gehend, dass ein Anspruch ad ge-
richtliche Einzelfallentscheidung zum gemeinsamen Sor-
gerecht möglich wird. Sie ,fordern eine neue Regelung,
wonach eine gerichtliche Einze|fa||ent scheidung zugun,s-
ten des gemeinsamen Sorgerechts auch gegen den aus-
drücklichen llillen der Mutler" möglich ist.

Einigen sich also die Elternteile * aus welchen Grün-
den auch immer - nicht darauf, eine einvernehmliche
Sorgeerkldrung abzugehen, bleibt es bislang beim allei-
nigen Sorgerecht.für die Mutter. Dem lag bei der Re.form
l99B die Annahme zugrunde, dass ein gegen den Willen
der Mutter er^ilungenes Sorgerecht nicht dem Wohl des
Kindes entsprechen kann. Diese Regelung hal das Bun-
desverfassungsgerichl auch in seinem Urteil vont 29. Ja-
nuar 2 0 0 3 al s ve rfas s u n gs ko nfo r m b e s t cil i gl.

Die Gründe, aus denen es nicht zu einem gemeinsa-
men Sorgerecht kommt, mögen vielfaltig sein, sotuohl ber
Eltern, die niemals eine Beziehung hatten, als auch hei
solchen, die zusammenlehen. Tatscichlich kann man sa-
gen, dass die Fanilienformen in Deutschland viel.fciltiger
werden, die Zahl der nichtehelichen Lebensgemeinscha/:
ten mit Kindern steigt und die Llnterschiede in der Le-
be nsw e ise zw is c he n ve r h e i r ate te n und nic htv er he irate te n
Paaren insgesamt geringer werden. In der Tat gibt es ein
gewandeltes Selbstverstandnis von L/cttern, die sich zu ih-
rer Erziehungsveranhvortung bekennen, Llmgangs- und
()nterhaltspflichten erfiillen nnd bereit sind allmgliche
Verantwortung.für ihre Kinder zu übernehmen, also attch

fiir die wesentlichen Entscheidtrngen im Leben des Kin-
des, die das Sorgerecht betrifft.

In seinem Urteil vom 29. Januar 2003 hat das Bundes-
verfassungsgericht dem Gesetzgeber allerdings keine
Vorgaben gemacht, wie er den Prtfa4ftrag erfullt. Insbe-
sondere hat das Bundesverfassungsgericht die seit I99B
bestehende Regelung nicht infi'age gestellt. In seinen Ur-
teilsgründen hat es.festgestellt, dass angesichts der neu-
ge,schaffenen Rechtsform zltm dantaligen Zeitpunkt des
Urteils noch keine tragfcihigen empirischen Aus,sagen
möglich woren (vergleiche BL'erfGE 107, I 50,f.f , 179,f )

Es verbielet sich daher eine vorschnelle Gesetzescin-
derung, vielmehr bleibt zu prüfen, inwietveit die gesetz-
geberischen Annahmen der trfirklichkeit entsprechen.
Damit kommt der Gesetzgeber seiner Verantwortung
nach, zu prüfen, ob es Grilnde gibl, diefur die A'nderung
der Regelung sprechen, und in wie vielen Fallen ein ge-
meinsames Sorgerecht der unverheirateten Eltern dem
Ki nde sw o hl e ntspric ht.

Hierzu wurden bereits verschiedene MafJnahmen ge-
trffin. Seit 2001wird die Begründung der gemeinsamen
Sorge durch Sorgeerklcirungen statistisch erfasst. Da-
nach geben ehua 15 Prozent aller nicht miteinander ver-
heirateten Paare Sorgeerkldrungen ab. Au/Serdem hat
das Bundesiustizministerium im Herbst 2006 eine LJm-

.fi'age hei Recht,santualten ttnd Jugendcimtern zum Kon-

.fliktpotenzial der gesetzlichen Regelung durchgffihrt.
Da diese Befi'agung keine belastbaren E,rkenntnisse über
die wahren lllotivlagen der i\4iitter lie/brte, sondern auf
Eindriicken und E,rfahrungen Dritter beruhte, hat das
Bundesju.stizmini,sterium dazu erganzend in diesem
Frühjahr eine wissen,schaftliche Untersuchung in Auf-
trag gegeben. Betro.ffene A4Litter und Vater werden hier
durch geschulte lnlerviewer bqfi'agt, trm belasthare sta-
listische Daten zu erlangen. Ergebnisse sind nicht vor
Ende des Jahres 201 0 zu erwarten.

Bei der im Grtinen-Antrag vorgesehenen Klage des
Vaters soll die gerichtliche Prüfungfür alle Fcille gehen,
in denen der L/ater seinen Anteil an elterlicher Fürsorge
erfiillt oder dies gern tun würde, aber bislang nur daran
gehindert wurde. Die Klage des Vaters soll nach dem An-
lrag im ll'esentlichen voraussetzen, dass der Vater seinen
Anteil an elterlicher Fürsorge erfullt, die Mutter sich.je-
doch aus kindeswohlfremden Gründen weigert, eine ge-
me i nsa me S orge e r kl ciru ng abzuge be n.

Bevor es jedoch zu einer so weitreichenden, unter Um-
standen gegen die Inleressen alleinerziehender Mütter
gerichteten Regelung komml, ,collte atrf jeden Fall die
vom Bundesjuslizminislerinm in ,4uftrag gegebene wis-
.s e n s c h a ft I i c h e [,' n t e r su c hu n g .s orgfa h ig alt s gew e r te I w er-
den. F,,s i,cl .selb,stverslcindlich - wir ,cind es den Miittern
schuldig - zunachsl mehr iiber die l\Iotivlagen der Müt-
ler ztr erfahren, dariiber, worum sie nicht mit einem ge-
meinsamen Sorgerecht einverstanden sind. Dies ent-
spricht auch dem Kindeswohl. Daher lehnen wir den
Antrag zum gegenwcirtigen Zeitpunkt ab. Iüir werden uns
aber bei Vorlage der belastbaren Information dieser
Frage stellen.

Sabine Leutheusser-Schn arrenberger (F DP)

Bereits im .Juni letzten Jahres haben wir uns in der
ersten Lesung mit dem Anlrag der Fraktion Bündni,s 90i
Die Gränen,,Sorgerec htsrege lung.fur lVichtverhe iratete
re.formieren" beschc)ftigt. In diesen zurückliegenden
zwölf Monaten hat sich.jedoch kein wesentlich neuer Er-
kenntnisgetttinn ergehen. Die von mir geforderte Sach-
verstcindigenanhörung im Rechtsausschuss des Deut-
schen Bundestages hat nichl stattge.funden. Die Fraktion
Bündnis 90,Dic Grilnen hat eine ,solche Anhörung zu ih-
rem eigenen .lntrag gescheut. Gerade bei einem solch
sensiblen Thema wie der Zusprechung des Sorgerechts

.fiir Kinder ist eine sehr sorgfciltige Abwagung er.forder-
lich. Die Fraktion Btindnis 90iDie Grünen versucht mit
ihrem Antrag jedoch atf einer populistischen llelle mit-
zureiten, die seit einigen A4onaten immer wieder in der
detrtschen Medienlandschaft auftaucht. Ein solcher Po-
pulismus wird diesem schwierigen Thema jedoch nicht
gerecht. Aus diesem Grunde wird auch die FDP-Bundes-
tagsfraktion jetzt dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen nicht zustimmen.

(c)

(B) (D)

ZLr Protokoll gegeberre Reden
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( A )

Sabine Leutheusser-Sc hna rren berger

Dass dieser Antrag gerade von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen so vehemenl vorangetrieben wird,
verwundert. Vor der Kindschaftsrechtsreform stand die
elterliche Sorge bei einem nichtehelichen Kind allein der
Mutter zu. Eine gemeinsame Sorgetragung .für das
nichteheliche Kind war gar nicht vorgesehen. Mit dem
Kindschaftsrechtsreformgesetz, welches am I. Juli l99B
in Kraft trat, wttrde unter anderem das Sorgerechl in
Deutschland neu geregelt. Diesen Gesetzentwurf habe
ich als damalige Bundesjustizministerin intensiv vorbe-
re ite t und le ide ns c haftl ic h b e gle itet.

Erst durch die Kindschaftsrecht,sreform wttrde die Ei-
genverantwortung der nichtehelichen Lehenspartner ge-
strirkt. Seit diesem Zeitpunkt haben nicht miteinander
verheiratete Eltern eines Kindes unter anderem dann die
gemeinsame elterliche Sorge, wenn clie beiden Elternteile
übereinstimmende Sorgeerkldrungen abgebe n. Ganz he-
wusst hat der Gesetzgeber damals die gemeinsame Sorge
Nichtverheirateter von der Zustimmung der Mutter ab-
hangig gemacht. Denn eine gemein.same elterliche Sorge
setzt im Sinne des Kindeswohls die I'bet'einstimmung
und Kooperalionshereitschafi beider Elternteile voraus
Dem Kind ist nicht geholfen, wenn die E,lternteile stcindig
äber Sorgerechtsfi'agen nur noch iiber ihre Amvalte re-
den.

Darüber hinaus werden nichteheliche Kinder nicht
nur in intakten nichtehelichen Lebensgemeinschaften ge-
boren, sondern sind eben oftmals auch das Ergebnis spo-
radischer und instabiler Beziehungen. Auch in diesen
Fcillen scheint ein Minde,stma/3 an Übereinstimmung und
Kooperationsbereitschaft beider E,lternteile nicht gene-
rell gegeben zu sein. Auch das Bundesver.fassungsgericht
hat in seinem Urteil im Jahre 2003 die jetzige gesetzli-
che Regelttng .ftir ver.fassungsma/Jig erklcirt. Der Ge-
setzgeber sei nur verpflichtet, die tatscichliche Enhuick-
lung zu beobachten und zu prüfen, ob die der Regelung
zugrunde liegenden Annahmen auch der W'irklichkeit
entsprechen.

Es stellt sich qlso die Frage, ob Anlass dazu bestehl,
den Müttern zu mi,s.sl.rauen, anztrnehmen, dass .sie den
leiblichen L/atern das ,Sorget'echl atts sachfi'emden Erwa-
gungen entziehen. Oder isl es nicht vielmehr so, da,ss die
Mütter diese Entscheidung in aller Regel sehr bewusst
zum l(ohl des Kindes nutzen? Dies jedenfalls, die selbst-
bestimmte Entscheidung der Mutter zum llohl des Kin-
des, war die gedankliche Ausgangslage bei der Verab-
schiedung der Kindschaftsrechtsre.form 1998. Diese
gedankliche Ausgangslage wurde auch von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen damals nicht nur mitgetragen,
sondern unterstützl. Vor diesem Hintergrund muss man
sich schon die Frage gefallen lassen, was zu einem sol-
chen Sinneswandel geftihrt hat, was die Antragsteller zu
der Einsicht gebracht hat, dass die Mütter ihre Möglich-
keiten im Zusammenhang mit dem gemeinsamen Sorge-
recht missbrauchen. Die reinen Tatsachen iedenfalls kAn-
nen es nicht sein.

Die Bundesregierung hal vor dem Hinlergruncl des
Urteils des Bundesverfassungsgerichtes e ine Rechtsver-
gleichung mit den EU-Milgliedstaaten durchge.fuhrt, das
Statistische Bundesamt erfasst seit 2001 die Zahl der ge-

meinsamen Sorgeerklcirungen und das Bundesjustizmi-
nisteritrm hal eine nichtreprr)sentative (tmfrage bei Ju-
gendamtern und Rechtsanwcilten durchgeführt. Das
Ergebnis dieser nichtreprdsentativen Studie ist einzig
und allein die Feststellung, dass 15 Prozent der nicht
miteinander verheirateten Eltern die gemeinsame Sorge
durch Sorgerechtserklcirung begründen. Alle diese Mo/3-
nahmen s indjedoch letztendl ich nicht geeignet, abschlie-

/3 e nd de n P r üfauft r ag de s B u n de sv e rfas s u ngs ge r i c ht e s z u
erftillen. Hier besteht noch dringender Nachholbedarf.
Das Bttndesjustizministerium hat eine entsprechende
Studie in Auftrag gegeben. Mit den Ergebnissen ist leider
erst in der ncichsten Wahlperiode zu rechnen.

Bis diese E,rgehnisse vorliegen, sind jedoch aus Sicht
der FDP-Bttndestags.fi'aktion viele Fragen zu klaren, be-
vor dem L'ater die l4öglichkeit einer gerichtlichen Einzel-

.fallentscheidung ntr E,rlangung der gemeinsamen Sorge
gegen den W'illen der ll4utter eingerduml werden kann:
Inwietveil wird die Sorgeerklcirung tatscichlich als
I4achtposition gegenilber dem L''ater missbraucht? Was
bringt eine gemeinsame Sorge, wenn keine (Jbereinstim-

mung trnd Kooperationshereitschaft der E,ltern besteht?
Was bringl eine solche gemeinsame Sorge in,sbesondere
dem hetro.ffenen Kind? lst dem Kindeswohl, das im Mit-
telpunkt unserer ('lberlegungen slehen muss, damit
wirklich gedienl? Vor der Klcirung dieser Grundlagen
ist jedoch nicht zu beurteilen, inwieweit überhaupt Re-

formbedarf besteht. Der heute dem Deutschen Bundestag
in nueiter Lesung vorliegende Antrag basiert somit auf
e i ne r n ic ht aus re i c he nde n Tat s ac he nfo r s c hu ng.

Die FDP-Bundestagsfraktion wird sich vor diesem
Hintergnrnd enthalten und das Thema in der nrichsten
lltahlperiode erneut zu Sprache bringen.

Jörn Wunderlich (DIE, LII\KE).

l,'lichts wird besser! Wie bereits vor über einem Jahr

festgestellt; Die Grünen.fordern in ihrem Antrag die Ein-

ftihrung dcr .\logtichkeil ciner gerichtlichen Überprü-

.fitng der I4:eigerung der i\4ttlter', eine gemeinsame Sorge-
erklcirung ntit dem I ater cles Kindes abzugeben. Der
h i.s I o r i s c h - j t t r i.s t i s c h e .1 b r i s s :u m K i nds c h afts re c ht w urde
von der Kollegin Granold bereits in der erslen Lesung
vor einem Jahr zutre.ffend dargestellt

Inhaltlich lcisst sich nach wie vor feststellen, dass in
einer intakten Paarbeziehung bzw. Einvernehmlichkeit
der unverheirateten Eltern in aller Regel die gemeinsome
Sorge erklcirt wird. l4tir wissen aber immer noch zu wenig
über die Gründe, warum Eltern die gemeinsame Sorge
nicht erklciren. Allein aus dem (Jmstand, dass über
50 Prozent der unverheirateten Eltern die gemeinsame
Sorge nicht erklaren, lcisst sich nicht schlief3en, dass die
Elternwegen einer lfeigerung der Mütter auf die Abgabe
einer gemeinsamen Sorgeerklc)rung verzichten. Wir
brauchen belastbare Ergebnisse, bevor gesetzliche Neu-
re ge ltr nge n a nge s tre b t w e rde n.

Ergehnisse der vom Justizministerium angekündigten
wissenschafilichen Gutachten liegen immer noch nicht
vor. lt'ach clem L'orliegen dieser Ergehnis,se würden wir
einen Weg beschreiten können, den uns unsere ettropcii-
schen liachbarn bereit,s vormachen, ncimlich das grund-

(c)
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Jörn Wunderl ich

(A) scitzliche gemeinsame Sorgerecht von unverheirateten
Eltern mit der A[öglichkeit, dieses durch einen Elternteil
gerichtlich regeln zu lassen, sowohl in der Richtung, das
Sorgerecht auf sich allein iibertragen zu lassen, als auch
in Richtung auf den anderen Elternteil.

Sinngemci/3 hat auch das Buncle.rverfasstrngl'gerichl
darauf hingewiesen, als es Ltm die Pflicht eines l,aters
zum L/mgang mit seinem Kind ging. E,in erzwltngener
()mgang, clem ein Lhter nur widerwillig nachkommt,
kann .für ein Kind traumali.sierend sein, arguntentierte
das Gericht. Eine er^uungene gemeinsame Sorge kann
eventuell ahnliche llirkungen haben. Von daher muss
auch die Möglichkeit geschaffen werden, das Sorgerecht
atf den anderen Elternteil übertragen zu la,ssen.

Der Witnsch, es Kindern zu ermöglichen, Kontakt zu
beiden Eltern zu haben und von beiden Eltern sowohl

.finanziell ols auch tatscichlich versorgt und erzogen zu
werden, bleibl nach wie vor bestehen, zumal Kinder es
sich nicht aussuchen können, ob ihre Eltern vor der Ge-
burt eine Ehe eingegangen sind oder nicht.

Fraglich ist nach wie vor, ob der I'orschlag im vorlie-
genden Antrctg der Grünen iiberhaupt praktikabel ist.
Eine Regelung über die elterliche Sorge, die nicht im
Einvernehmen der Eltern erreicht werden soll, entspricht
nach den Erfahrungen in der Praxis gerade nicht dem
Kindesv,ohl. Durch die E,inftihrung eines (t herpt'ii/irngs-
verfahrens, wie es die Griinen vor.schlagen, v,ird das
Kinde.swohl instrumenlalisiert und zum Spielball der El-
lerninteressen. Ein entlduschler Laler, der sich vielleicht
eine Be:iehung mit der ,\'lutter gev'iin,schl hol, hekomml
so ein Druckmitlel über das Kintl in die Hancl. Oder gar
wenn das Kind aus einer ltergewaltigung enlstanden ist.
Soll die Mutter wirklich bffirchten müssen, dass der l,'er-
gewaltiger das Sorgerec htsüberprüfungsverfahren ein-
leitet? Gerade in Ietzterem Fall wcire die Übertragung
des Sorgerechts auf die Mutter; ftir den Fall der vorhin
von mir geschilderten visionciren grundscitzlich gemein-
somen Sorge, ein Beispiel .fiir die Begründelheit eines
solchen ,4ntrags auf Llbertragung der alleinigen Sorge.

Die bereits vor einem Jahr angefihrte Untersuchung
des Justizministeriums .ftihrt als einen G rttnd c{er .fehlen-
den gemeinsamen Sorgeerklcirung an, dass die Eltern
über die rechtlichen Folgen sehr hciufig nicht ausrei-
chend iffirmiert seien. Hier muss gegenwcirtig angesetzt
werden. Im Falle des grttndscitzlichen gemeinsomen Sor-
gerecht,s - wie bei E,hepcreren - v'are dies hin/tillig. Ge-
genwcirtig wird von Eltern aktives Tun gefrtrderl, um die
gemeinsame Sorge zu erlangen. W'arum sollte es nicht
der Regefall werden und aktives Tun eines Elternteils
ersl dann notwendig werden, wenn es um die alleinige
Sorge.fiir das Kind geht?

Deshalh gilt es, Lö.sungen zu finden, die Kindeswohl
und Elterninteressen berücksichtigen, nicht gerichtlich
er*uungenes gemeinsomes Sorgerecht. Nur muss das Er-
gebnis des im Frühjahr vergebenen Forschungsvorha-
bens zum gemeinsamen Sorgerecht abgewartel werden,
was nach Auskunft den Blt4J nicht vor Ende 2010 zu er-
warten ist. Das letzte Wbrt in dieser Sache ist.jedenfalls
noch nicht gesprochen; dem Antrag der Griinen jeden-

( B )

Zu Protokol l  sesebene Reden

falls fehlt nach wie vor die Weitsicht, und deshalb kann
die Linke diesem Antrag nicht zuslimmen.

Ekin Deligöz (B(' , \ 'D^ IS 90 DIE GR(', \ 'Ä,\).

Leider hal das parlamenlarische Lerfahren bezüglich
unseres .lntrage.t :ur Re.fornt der Sorgerecht.sregelung

.fiir Nichtverheiralele :u keinen neuen Erkenntnissen ge-

ftihrt. Die Sachlage ist in der Debatte bei der ersten Le-
sung om 26. .Juni 2008 schon hinreichend geschildert
v,rtrden, .soda.ss ,gic'h hi.er eine W'iederholung eriibrigt.
Folgt man der Besc hlus.semp.fehlung de,s .federftihrenden
Rechtsausschusses, v'ird es in dieser trltahlperiode auch
zu ke iner Gesetzesanderung kommen.

Auch genau ein Jahr nach der erslen Lesung unseres
Antrages ist das Anliegen einer Sorgerechtsreform im-
mer noch drcingend. Es mag Affiaben geben, die mit der
Zeit weniger virulent werden oder sich sogor von selbst
erledigen - zugegebenernta/|en ist die,s nicht so oft der
Fall -, hei diesem Thema sicherlich nicht. Von daher
hcitte sich eine eingehende Befassung mit unserem Vor-
schlag gelohnt. Das Interesse aller anderen Fraktionen
hat sich jedoch, gelinde gesagt, in ,yehr engen Grenzen
gehalten. Da kam es vermutlich gerade recht, dass erst
eine entsprechende v,issenschaftliche Studie in Auftrag
gegehen u,Ltrde, mit deren Ergebnissen erst weit in der
ncichsten ll'ahlperiode zrt rechnen i,st. Hierzu ist dreierlei

.festzusle llen.

f,in he,sonder,s gro/3es Engagemenl oder gar beson-
dere [,ile kctnn ntan hier dem zustc)ndigen il'finisterium
nichl unter.stellen. E.s ware nicht verme,ssen, elf Jahre (D)

nach der gro/|en Reform des Kind.schaftsrechts und sechs
Jahre nach dem Bundesverfassungsgerichtsauftrag zu ei-
ner Überprüfung der sorgerechtlichen Praxis bei Nicht-
verheirateten bereils eine abgeschlossene Untersuchung
zu erwarlen. Das gilt besonders ange,sichts der Tatsache,
dass natär' I ich nic ht die gesamte Kindsc haftsrec htsrefom,
sondern ein klar umrissener Au,s,schnitt - die gemein-
same Sorgeerklcirung bei hiichtverheiratelen - zur Dis-
kussion steht. Es handelt sich um ein dffiziles und hoch-
emotionales Thema. Rechtsregelungen in einem solch
privat-persönlichen Bereich werden immer kontrovers
bleiben und wohl nie atrf ungeteill.e Zustimmttng sto/|en.
Dennoch sollte man der l,brsuchung widerstehen, hier
atrf Zeit :u spielen und nohuendige Debatlen vor sich
he rzusc hie he n.

Bein ,Stichvorl cler nohlendigen Dehatte komme ich
:tr meiner :y,,eilen lt-e.ttslellung. [.r gibt diverse Themen,
bei denen gerade seitens der Koulition betont wird, hier
wcire da.s Anstof3en oder L'erstcirken einer ffintlichen ge-
sellschaftlichen Debatte tiberaus wichtig, atrch wenn
noch nicht so.fort die entsprechende Umsetntng gewdhr-
leistet werden könne. Das ist bei einigen.familienpoliti-
schen Themen so erfolgt. Im Hinblick auf das Sorgerecht
soll das jetzt nicht gelten. Ich.finde, diese Debatte - die ja

existierl und die etliche Biirgerinnen und Btirger betrifft,
hcitte vom Parlament mit bedeulend mehr Engagement
aufgegrf.fen werden müssen. Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der Koalition, aber auch von der FDP und
der Linken, haben schlichnueg abgev,inkt.

(c)
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( A )

Ekin Del igöz

Eine dritte und entscheidende Festslellung. ll'ir haben
unsere Position zum Sorgerecht gründlich erarbeitet.
Daztr gehörte ein enger inhaltlicher Au,stausch mit sehr
vielen Fachleuten und Lbrbcinden. Das i,st übrigen.s bei
vielen Initiativen hier im Hause die Arbeitsgrundloge,
das hei/3t Entscheidungen werden auf Basi:i von Empfeh-
lungen der Fachwelt getroffen, auch )uenn diese eben
nicht alle dezidiert empirisch unterlegt sind. Zudem ist
die Ho.ffnung auf empirische Untersuchungen zumeist
eine trägerische: Wie oft.ftihren diese eben nicht ru ein-
deutigen Ergebnissen und wie oft sind die zu ziehenden
Schlussfolgerungen Interpretationen und ke ine nu ingen-
de n, un b ezw e ife I b are n i1 h I e i tunge n ?

Unser aus dieser Arbeit resttltierender Relormvor-
schlag ist plausibel begründet. Er hietet eine sachgerechte
undtiberzeugende moderate Lösung der hestehenden Pro-
blemlage. Die prinzipielle Moglichkeit de,s Ausschlusses
des nichtverheirateten llaters vom Sorgerecht unahhcin-
gig jedweder Ltntstcinde .stellt ein Gerechtigkeit,sltic'ke
dar die geschlossen werden ,sollte. E,ine solche Regelung
ist absolut unzeitgemalS, und sie i,sl im europaischen L"er-
gleich nahezu beispiellos. Ich bin fest davon überzeugl,
dass man unseren Antrag auch ohne eine gesonderte em-
pirische (Jntersuchung abstimmen und umsetzen könnte.
Dazu hcitte es selbstredend einer Mehrheit im Ausschuss
bzw. im Plenum des Bundestages bedwft Voraussetzttng
wdre dffir jedoch eine wirkliche Be.fassung mit dem
Thema - einschlieJJlich einer Fachanhörung - gev'esen,
was aber bedauerlichenveise nicht erfolgt ist.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Wir kommen zur Abstimmung. Der Rechtsausschuss
empfiehlt  in seiner Beschlussempfehlung auf
Drucksache 16113446, den Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 1619361 üZV-
lghne_n. Wer st immt für diese l leschlussernpfehlung? -

Gegenst immen? -  Entha l tungen? -  D ie  Beschlussemp-

&f !_ulg ist mehrheit l  ich angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 50 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (10. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Dr. Christel
Happach-Kasan, Hans-Michael Goldmann,
Dr. Edmund Peter Geisen, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der FDP

Biotechnologische Innovationen im Interesse
von Verbrauchern und Landwirten weltweit
nutzen - Biotechnologie ein Instrument zur
Bekämpfung von Armut  und Hunger  in  den
Entwicklungsländern

-  D rucksachen  l 6167 l4 ,16 l l 1450  -

Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Max Lehmer
Elv i ra  Drob insk i -Weiß
Dr. Christel Happach-Kasan
Dr. Kirsten Tackmann
Ulrike Höfken

Dr. Max Lehmer (CDU,/CSLi)

Wir dürfen uns die Chancen der Biotechnologie nicht
verbauen. Sie bietet gro/3e Potenziale, insbesondere im
Hinblick auf die welht'eit drcingenden Fragen der Zu-
kuryft. ncimlich die Sicherung der Welterncihrung, die Ge-
sundheit und die Energieversorgung. Die Biotechnologie
hat wahrscheinlich mehr ,4nlworten auf diese dringen-
den Fragen der Menschheit als.jede andere Spitzentech-
nologie. l{atürlich kann sie die Probleme nicht alleine lö-
sen, aber sie kann einen v,ichtigen Beitrag hierzu leisten.
Dabei steht das Prinzip der Sicherheit fiir Mensch, Tier
und LJmwelt immer an oberster ,Stelle.

Die Lle/lbevölkerung wcichst.jcihrlich ttm B0 tr4illionen
Menschen. Laut W'elterncihrungsorgonisation v,ird der
Bedarf an Lehensmitteln bis 2030 um 60 Prozent steigen.
Geradezu dramati,ych ist die Prognose, dass die verfug-
bare .4nbaülache fiir lVahntngs- und Energiepflanzen
pro Erclenhlirger sich bis ztrm Jahre 2010 halbierenwird.
I4ir kr)nnen ol.so gor nit:hl umhin, clie Lei,stungs.fdhigkeit
Ltnset'er Kulttu'pflanzen und dantit die Lf/izienz der Land-
wirtsc'hafi enlscheiclend nt sleigern. Die Agrar'- und Er-
nc)hrungstvi,s,senschaften spielen dahei mehr denn je eine
zentrule Rol[e. W'ir müssen uns in Zuku(i noch intensiver
als hisher mit Pflanzenzüchtung und -forschung beschcif-
tigen. I,'br allem auch, um nicht den Anschluss zu verlie-
ren und damil abhcingig von anderen Lcindern zu werden.

Es ist ein geradezu ein Wider,sinn, gentechni,sch ver-
cinderle P.flanzen hierzulande nicht verfiittern zu diirfen,
das importierte Fleisch von derart ge-fütterten Tieren
aber zu verspeisen. Wir müssen eine nachhaltige Produk-
tivilril,s,ste igerung durch moderne Technol ogien w ie zum
Beispiel die Grüne Gentechnik, modernen P.flanzen-
schutz und Pflanzenerncihrung ermöglichen. Nur mit de-
ren Hil.fe werden wir in der Lage sein, die lileltbevölke-
rung zukünftig zu ernclhren.

Breite W'issenschafl.skreise in Deutschland und
Europa strtrechen cleshalb hei der Biolechnologie von der
Schli,is.reltec'hnol ogie cles 2 l . .lahrhunderls. Denn,sie bie-
let clie Xlöglichkeit der I erhesserttng von P.flanzeneigen-
,schaften fi,it' die Proütktion von I-ehensmitteln, Rohstof-

,fen und die Bioanergie.

Ich nenne als Stichworte: verbesserle Ndhrstoffge-
halte, höhere Energiedichte bei Energiepflanzen, erhöhte
Widerstandsfcihigkeit gegen klimatischen Stress - Eig-
nung.für wasserarme Standorte -, Widerstandsfthigkeit
gegen Schadlinge und Krankheiten und damit die Mög-
lichkeit zur Lbrmeidung von Ertrags- und Qualitcitsver-
lusten. Aber auch die ökologischen Vorteile sind zu nen-
nen; weniger chemischer P.flanzenschutz, geringerer
Energiebeda4f moderner Produktionsmethoden und
mehr Erosionsschutz.

Die P.flanze als zentraler Organismus wird damit,
mehr als bisher angenommen, in den Fokus von öko-
logi.sch und nac'hhaltig ausgerichleter iVahrungs- und
Energieerzeugrtng gerlickl. Gerade Lanclwirte in Ent-
wicklungs- trntl Schwellenlcindern pro.fitieren von den so-
zioökonomischen L'orleilen de,s Anbaus genverdnderter
Pflanzen. In lndien beispielxveise können die Landwirte,
die Bt-Baumv'olle anhauen, ihre Ertrdge um bis zu
50 Pro:ent steigern. lhr Einkommen liegt im Durch-
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